
 

 

 

 

 

 

Herrn Dietmar Brockes MdL 
Vorsitzender des Ausschusses 
für Europa und Internationales 
im Landtag Nordrhein-Westfalen 
Postfach 10 11 43 
40002 Düsseldorf 

 
 

Düsseldorf, 04. Mai 2020 
 
 
 
Stellungnahme zum Antrag Drucksache 17/8797: Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2018/958 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierun-
gen in Nordrhein-Westfalen  
 

Sehr geehrter Herr Brockes, 
 
vielen Dank für die Übermittlung des geplanten Antrags und für die Gelegenheit – stellvertre-
tend für die Mitgliedsorganisationen und die rund 275.000 freiberuflich Tätigen in NRW - dazu 
Stellung zu nehmen. Der Verband Freier Berufe im Lande Nordrhein-Westfalen e.V. (VFB NW) 
vertritt als Dachorganisation 35 Kammern und Verbände der Freien Berufe in Nordrhein-West-
falen (NRW), darunter Apotheker, Ärzte, Grafik-Designer, Ingenieure, Notare, Patentanwälte, 
Rechtsanwälte, Restauratoren, Steuerberater, Tierärzte, Tonkünstler, Wirtschaftsprüfer und 
Zahnärzte.  
 
Der VFB NW schließt sich – wie auch die Ingenieurkammer-Bau NRW und die Architektenkam-
mer NRW - der von der Arbeitsgemeinschaft der Heilberufskammern des Landes Nordrhein-
Westfalen erstellen Stellungnahme vollumfänglich an. 
 
Die Stellungnahme im Wortlaut:  
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die Richtlinie (EU) 2018/958 auf nordrhein-westfä-
lischer Ebene umgesetzt werden. Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung trägt 
dazu bei, den Vorgaben der EU noch weitere hinzuzufügen, das Prüfverfahren zu verkompli-
zieren, weitere Bürokratie aufzubauen und die Selbstverwaltung weiter einzuengen. Insofern 
wird angeregt, mit dem Gesetz lediglich die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/958 umzuset-
zen und keine weiteren belastenden Maßnahmen vorzusehen.  
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Die in dem Gesetzentwurf enthaltenen §§ 6 und 8 sind für die Kammern problematisch: 
 
Die EU-Richtlinie und der vorliegende Gesetzentwurf haben jeweils eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung vor Erlass von berufsreglementierenden Vorschriften zum Gegenstand. Aller-
dings unterscheidet sich das Normsetzungsverfahren bei den berufsständischen Kammern als 
selbstverwaltenden Körperschaften von einem Gesetzgebungsverfahren des Landes. Im Rah-
men von Gesetzgebungsverfahren werden Gesetzesvorhaben vor ihrer Verabschiedung ins 
Parlament eingebracht und auf diese Weise sehr früh der Öffentlichkeit bekannt. Nach dem 
Gesetzesentwurf kann die Verhältnismäßigkeitsprüfung nachgeholt werden. Demgegenüber 
werden im Normsetzungsverfahren der Kammern die Satzungsentwürfe erst durch den Vor-
stand der Kammer in die Kammerversammlung eingebracht, in der Sitzung öffentlich bekannt, 
dort – unter Umständen mit Änderungen – beschlossen (§ 23 Abs. 1 HeilBerG NRW) und erst 
dann der Aufsichtsbehörde vorgelegt, soweit diese der Genehmigung bedürfen. (Hauptsat-
zung, Geschäftsordnung, Gebührenordnung, Beitragsordnung, Notfalldienstordnung und 
Weiterbildungsordnung (§§ 23 Abs. 2, 31 Abs. 3, 42 Abs. 1 Satz 1 HeilBerG NRW)). Die Auf-
sichtsbehörde prüft erst zu diesem Zeitpunkt die Rechtmäßigkeit der Norm und in diesem Zu-
sammenhang – wenn auch nicht nach den Maßstäben der jetzigen EU-Richtlinie – die Verhält-
nismäßigkeit.  
 
§ 8 Abs. 1 des vorliegenden Gesetzentwurfs liefe darauf hinaus, dass die Kammern künftig 
vorab die Satzungsentwürfe mit dem Ergebnis ihrer Verhältnismäßigkeitsprüfung ihrer Auf-
sichtsbehörde zuleiten, demzufolge bevor die Kammerversammlung mit der Angelegenheit 
befasst wird. Spätere Änderungen mit Auswirkungen auf eine Berufsreglementierung dürfen 
sich dann nicht mehr ergeben, wenn keine Nachprüfung vorgesehen ist. Nach dem Wortlaut 
des Gesetzentwurfs müssten im Übrigen auch Satzungen, die nicht der Genehmigung bedür-
fen, künftig vorab vorgelegt werden. 
 
Wir bitten darum Absatz 1 wie folgt zu fassen: 
 

(1) Für Kammern oder sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts gelten die §§ 
3 und 4 sinngemäß. Nichtgenehmigungspflichtige Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung beschränken, 
werden bei Einführung neuer oder Änderung bestehender Vorschriften vor dem Inkraft-
treten dem zuständigen Aufsichtsministerium zugeleitet. Die Beschlussfassung wird un-
ter den Beanstandungsvorbehalt des Aufsichtsministeriums gestellt. Genehmigungs-
pflichtige Rechtsvorschriften, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken, werden nach Beschlussfassung und vor deren Genehmigung 
von der Rechtsaufsicht geprüft.  

 
Nach § 8 Abs. 3 des Gesetzentwurfs soll § 6 entsprechende Anwendung finden auf Entwürfe 
betreffend die Einführung von neuen Vorschriften im Sinne von § 3 oder die Änderung beste-
hender Vorschriften im Sinne von § 3. § 6 geht allerdings über die Anforderungen der EU-
Richtlinie (Art. 8 Abs. 1) hinaus: 
 
 
 



 

 
 
Nach Art. 8 Abs. 1 der EU-Richtlinie stellen die Mitgliedsstaaten Bürgern, Dienstleistungsemp-
fängern und anderen einschlägigen Interessensträgern, auch solchen, die keine Angehörigen 
des betroffenen Berufs sind, auf geeignete Weise Informationen zur Verfügung, bevor sie  
neue Rechts- und Verwaltungsvorschriften einführen oder bestehende Vorschriften ändern, 
die den Zugang zur reglementierten Berufen oder deren Ausübung beschränken. Die in § 6  
Abs. 1 des Gesetzesentwurfs enthaltene Verpflichtung, Entwürfe von Gesetzen und Verord-
nungen ins Internet einzustellen, ist dabei deutlich weitergehend als das bloße Zur-Verfügung- 
Stellen von Informationen. Schließlich könnte eine solche Verpflichtung einfacher dadurch  er-
füllt werden, indem beispielsweise über entsprechend avisierte neue Regelungen berichtet 
wird. 
 
Art. 8 Abs. 2 der EU-Richtlinie ist ebenfalls nicht zu entnehmen, dass die Veröffentlichung in 
einer bestimmen Weise erfolgen soll. Vielmehr sollen „alle betroffenen Parteien in geeigneter 
Weise einbezogen werden und ihnen Gelegenheit gegeben werden, ihren Standpunkt darzu-
legen“.  
 
Gemäß § 6 Abs. 3 des Gesetzesentwurfs sind öffentliche Konsultationen durchzuführen, so-
weit dies relevant und angemessen ist. Es erschließt sich nicht, warum diese Vorschrift auf die 
Kammern Anwendung finden soll. Schließlich dürften öffentliche Konsultationen insoweit 
auch nicht geboten sein. Art. 8 Abs. 2 Satz 2 der EU-Richtlinie bestimmt vor diesem Hinter-
grund im Übrigen auch, dass Mitgliedsstaaten öffentliche Konsultationen im Einklang mit ih-
ren nationalen Verfahren nur durchführen, soweit es relevant und angemessen ist.  
 
Wir bitten darum Absatz 3 wie folgt zu fassen: 
 

(3) Die Kammern und juristischen Personen des öffentlichen Rechts werden für die Öffent-
lichkeit geeignete und ausreichende Informationen zu Entwürfen von neuen oder Än-
derungen bestehender Vorschriften, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder 
deren Ausübung beschränken, zur Verfügung stellen. Dem betroffenen Personenkreis 
wird Gelegenheit gegeben seinen Standpunkt darzulegen.   

 
Für Rückfragen steht der VFB NW, respektive die Arbeitsgemeinschaft der Heilberufskam-
mern, Ihnen jederzeit zur Verfügung.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
bin ich Ihr 
 

 
 
Bernd Zimmer        
Vorsitzender       


